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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
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über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung der Reichsabgabenordnung und 
anderer Gesetze (AOÄG) 

— Drucksache IV/ 2442 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schulhoff 


Der Deutsche Bundestag hat den Entwurf in seiner 
138. Sitzung am 16. Oktober 1964 in erster Lesung 
beraten und dem Finanzausschuß federführend und 1 
dem Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwie- | 
sen. Der federführende Ausschuß hat den Entwurf 
am 15. Juni 1965 erörtert und in der aus der Anlage 
ersichtlichen Fassung beschlossen. Der Haushalts- 
ausschuß hat in seiner Sitzung am 23. Juni 1965 
dem Gesetzentwurf in der vom Finanzausschuß er- 
arbeiteten Fassung zugestimmt. 

I 

I. Allgemeines 

Der Entwurf umfaßt drei verschiedene Komplexe, ! 
nämlich die Neuregelung der Verjährung von | 
Steueransprüchen, die Einführung verbindlicher I 
Auskünfte im Steuerrecht und eine Bereinigung der 
Vorschriften über das Verwaltungszwangsverfah- 
ren. Die Neuregelung der Verjährung und die Ein- 
führung verbindlicher Auskünfte gehen auf die 
Entschließung zurück, die der Deutsche Bundestag 
in seiner 64. Sitzung am 13. März 1963 gefaßt hat 
(vgl. stenographischen Bericht S. 2973). Die Ände- 
rungen der Vorschriften über das Zwangsverfahren 
stehen in einem engen Zusammenhang mit der 
Bereinigung des Bundesrechts, die durch das Gesetz 
über die Sammlung des Bundesrechts vom 10. Juli | 
1958 (Bundesgesetzbl. I S. 437) eingeleitet worden | 
ist und demnächst abgeschlossen werden soll. j 

Der Ausschuß hat davon abgesehen, die Vorschrif- i 
ten des Entwurfs zur Einführung verbindlicher Aus- ' 
künfte zu behandeln. Mit einer gesetzlichen Rege- | 
lang verbindlicher Auskünfte hätte juristisches Neu- 1 
land betreten werden müssen. Die dadurch hervor- | 
gerufene Problematik hätte nach Auffassung des j 


Ausschusses besonders eingehende Erwägungen er- 
fordert, für welche die Zeit, die dem Ausschuß noch 
zur Verfügung stand, nicht mehr ausgereicht hätte. 

Im übrigen hat der Ausschuß die mit dem Ent- 
wurf verfolgten Ziele, den Steuernzahlern möglichst 
bald Gewißheit über die endgültige Höhe ihrer 
Steuerschuld zu verschaffen und die Vorschriften 
über das Verwaltungszwangsverfahren an die Zivil- 
prozeßordnung anzugleichen, befürwortet. Der Aus- 
schuß hat daher die von der Bundesregierung vor- 
geschlagenen Gesetzesänderungen gebilligt. 

Da einzelne Vorschriften des Regierungsentwurfs 
bereits in den Entwurf einer Finanzgerichtsordnung 
(FGO) aufgenommen und von dem für die Finanz- 
gerichtsordnung federführend zuständigen Rechts- 
ausschuß in seiner Sitzung am 20. Mai 1965 ab- 
schließend behandelt worden sind (vgl. Drucksache 
IV/3523), hat der Finanzausschuß Artikel 1 Nr. 1, 
18, 19, 30 und 34 bis 36 sowie Artikel 2 des vorlie- 
genden Entwurfs gestrichen. Soweit die übrigen 
Vorschriften im folgenden nicht besonders erwähnt 
werden, hat der Ausschuß sie aus den im Regie- 
rungsentwurf genannten Gründen unverändert be- 
schlossen. 

11. Im einzelnen 

Artikel 1 Nr. 1 a 

Der Ausschuß hielt es für notwendig, den Inhalt 
des den § 107 AO ergänzenden § 119 Abs. 1 Satz 1 
des Steuerberatungsgesetzes vom 16. August 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 1301) in § 107 AO einzubauen 
und gleichzeitig den Wortlaut dieser Vorschrift 
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durch Streichung der Worte „ein Finanzgericht (der 
Vorsitzende eines Finanzgerichts) oder der Reichs- 
finanzhof (der Vorsitzende eines Senats)" in Ab- 
satz 6 und Aufhebung des Absatzes 7 der veränder- 
ten Rechtsentwicklung anzupassen. Die Frage, ob 
die in § 119 Abs. 1 des Steuerberatungsgesetzes ge- 
nannten Personen von den Gerichten der Finanz- 
gerichtsbarkeit zurückgewiesen werden können, ist 
bei den weiteren Beratungen der Finanzgerichts- 
ordnung zu entscheiden. 


Artikel 1 Nr. 2 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Fassung 
des § 143 AO mußte im Hinblick darauf, daß die 
Kosten des Verfahrens über einen Rechtsbehelf ge- 
mäß § 133 Abs. 1 FGO nach § 8 des Gerichtskosten- 
gesetzes verjähren, redaktionell ergänzt werden. 
Aus dem gleichen Grunde wurde § 145 Nr. 6 AO ge- 
strichen. Auch § 146 a AO mußte an den Sprach- 
gebrauch der Finanzgerichtsordnung angepaßt wer- 
den. 

Artikel 1 Nr. 11 und 16 

Mit der redaktionellen Änderung des § 328 AO 
und der Ergänzung des § 332 Abs. 3 AO hat der 
Ausschuß im Hinblick auf § 771 Abs. 1 ZPO sowie 
§ 900 Abs. 2 Satz 1 ZPO die Stellungnahme des 


Bundesrates in seiner 269. Sitzung am 15. Mai 1964 
berücksichtigt. 

Artikel 1 Nr. 16 a 

Die vom Bundesrat als neuen Absatz 2 des 
§ 343 AO vorgeschlagene Vorschrift bestimmt, daß 
das Finanzamt bei Pfändungen den Schuldgrund der 
beizutreibenden Abgabenforderung bezeichnen muß, 
und zwar bei Sachpfandungen im Vollstreckungs- 
auftrag des Vollziehungsbeamten und bei Forde- 
rungspfändungen in der Pfändungsverfügung. Der 
Ausschuß hat gegen den Inhalt der Vorschrift keine 
Bedenken. Da jedoch § 334 Abs. 2 AO in der Fas- 
sung des Artikels 1 Nr. 16 vorschreibt, daß der 
Vollziehungsbeamte den Vollstreckungsauftrag vor- 
weisen muß, hat der Ausschuß es für zweckmäßig 
erachtet, daß für die Vorschrift über die inhaltlichen 
Erfordernisse des Vollstreckungsauftrags im un- 
mittelbaren Anschluß an § 334 AO ein neuer 
§ 334 a AO gebildet wird. 

Artikel 6 Abs. 1 und Artikel 8 

In Übereinstimmung mit der Finanzgerichtsord- 
nung soll der vorliegende Gesetzentwurf nach Arti- 
kel 8 erst am 1. Januar 1966 in Kraft treten. Dies 
bedingt auch eine Änderung des Artikels 6 Abs. 1 
des Entwurfs. 


Bonn, den 18. Juni 1965 


Schulhoff 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache lV/2442 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 15. Juni 1965 


Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Schiilhoff 

Vorsitzender Berichterstatt i'r 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung der Reichsabgabenordnung 
und anderer Gesetze (AOÄG) 

— Drucksache lV/2442 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Reichsabgabenordnung 
und anderer Gesetze 
(AOÄG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Reicbsabgabenordnung 

Die Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 161), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung der Reichsahgabenordnung 
vom . . . (Bundesgesetzbl. IS... .), wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. §2 erhält folgende Fassung: 

.§ 2 

(1) Gesetz ist jede Rechtsnorm. 

(2) Steuergesetze sind insbesondere: 

1. die Reichsabgabenordnung, 

2. die Gesetze über die FinanzverwaF 
tung, 

3. dos Steueranpassungsgesetz, 

4. das Steuersäumnisgesetz, 

5. das Gesetz über die Kosten der 
Zwangsvollstreckung noch der Reichs- 
abgabenordnung, 

6. das Bewertungsgesetz, 

7. die Gesetze, die die einzelnen Steuern, 
für deren Verwaltung die Reichs- 
abgabenordnung gilt, regeln oder 
sichern.*' 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Reicbsabgabenordnung 
und anderer Gesetze 
(AOÄG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Reicbsabgabenordnung 

Die Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 161), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Handelsgesetzbuches und 
der Reichsabgabenordnung vom . . . (Bundes- 
gesetzbl. IS. . . .), wird wie folgt geändert und 
(ugänzt: 

Nummer 1 entfällt 
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Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 

la. § 107 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„(2) Bevollmächtigte, denen die Fähigkeit 
zum geeigneten schriftlichen oder mündlichen 
Vortrag mangelt, können zurückgewiesen 
werden. Bevollmächtigte, die geschäftsmäßig 
Hilfe in Sleuersachen leisten, ohne dazu nach 
§ 107 a befugt zu sein, sind zurückzuweisen. 

(3) Absatz 2 Satz 1 gilt nicht für 

1. Rechtslehrer an deutschen Hoch- 
schulen, Rechtsanwälte und Notare, 

2. Steuerberater und Steuerbevoll- 
mächtigte, 

3. Wirtschaftsprüfer und vereidigte 
Buchprüfer, 

4. Patentanwälte.“ 

b) In Absatz 6 werden die Worte „ , ein Finanz- 
gericht (der Vorsitzende eines Finanzgerichts) 
oder der Reichsfinanzhof (der Vorsitzende 
eines Senats)“ gestrichen. 

c) Absatz 7 wird aufgehoben. 

d) Absatz 8 wird Absatz 7. 

2. Die §§ 143 bis 149 erhalten folgende Fassung: 

♦ 

„§ 143 

Gegenstand der Verjährung 

Ansprüche des Abgabenberechtigten aus 
Steuergesetzen unterliegen der Verjährung nach 
den folgenden Vorschriften. Die Kosten des Ver- 
fahrens über einen Rechtsbehelf verjähren nach 
§ 8 des Gerichtskostengesetzes. 

§ 144 § 144 

Verjährungsfrist unverändert 

(1) Die Verjährungsfrist beträgt bei Zöllen 
und Verbrauchsteuern ein Jahr, bei den übrigen 
Steuern fünf Jahre, bei hinterzogenen Beträgen 
zehn Jahre. Sie beträgt bei den übrigen Ansprü- 
chen ein Jahr. 

(2) Ansprüche auf Rückzahlung von Erstat- 
tungen und Vergütungen stehen einem Abga- 
benanspruch gleich. 

§ 145 

Beginn der Verjährung 

(1) Die Verjährung beginnt mit Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem der Anspruch entstan- 
den ist. 

(2) Abweichend von Absatz 1 beginnt die 
Verjährung 


§ 145 

Beginn der Verjährung 

(1 ) i! n V e r ä n d o !' I 

(2) Abweichc'nd von Alisatz 1 beginnt dii' 
Verjährung 


2. Die §§ 143 bis 149 erhalten folgende Fassung: 
„§ 143 

Gegenstand der Verjährung 

Ansprüche des Abgabenberechtigten aus 
Steuergesetzen unterliegen der Verjährung. 
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Drucksache lV/3593 


Entwurf 


Beschlüsse des 14. 


1. bei den Steuern vom Einkommen (mit 
Ausnahme der Steuern, die im Ab- 
zugsverfahren erhoben werden), bei 
der Gewerbesteuer (mit Ausnahme der 
Lohnsummensteuer) und bei der Um- 
satzsteuer mit Ablauf des Kalender- 
jahres, in dem die Steuererklärung 
für den jeweiligen Veranlagungs- 
oder Erhebungszeitraum abgegeben 
wird, spätestens jedoch mit Ablauf 
des dritten Kalenderjahres, das auf 
die Entstehung des Steueranspruchs 
folgt; dies gilt nicht, wenn die Abgabe 
einer Steuererklärung gesetzlich nicht 
vorgeschrieben ist; 

2. bei der Erbschaftsteuer 

a) bei einem Erwerb von Todes we- 
gen mit Ablauf des Kalenderjahres, 
in dem der Erwerber Kenntnis von 
dem Erwerb erlangt hat, 

b) bei einer Schenkung mit Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem der Schen- 
ker gestorben ist, 

c) bei einer Zweckzuwendung unter 
Lebenden mit Ablauf des Kalender- 
jahres, in dem die Verpflichtung 
erfüllt worden ist, 

wenn nicht die Verjährung nach Ab- 
satz 1 später beginnt; 

3. bei der Wechselsteuer mit Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem der Wechsel 
fällig geworden ist; 

4. in den Fällen, in denen die Steuer- 
festsetzung wegen befristeter, beding- 
ter oder sonst ungewisser Verhält- 
nisse ausgesetzt ist oder das Finanz- 
amt die Steuer vorläufig festgesetzt 
hat, mit Ablauf des Kalenderjahres, 
in dem die Ungewißheit beseitigt wor- 
den ist; dies gilt nicht für die Fälle 
des § 100 Abs. 2 und 3; 

5. bei Ansprüchen auf Rückzahlung von 
Erstattungen und Vergütungen, wenn 
ein Vergütungs- oder Erstattungs- 
anspruch nicht bestanden hat, mit Ab- 
lauf des Kalenderjahres, in dem die 
Erstattung oder Vergütung geleistet 
worden ist; im übrigen mit Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die Voraus- 
setzungen für die Gewährung weg- 
gefallen sind; 

6. hei den Kosten des Rechtsmittelver- 
iahrens mit Ablauf des Kalender- 
jahres, in dem die Entscheidung über 
die Kosten unanfechtbar geworden ist; 
in den Füllen des § 318 Abs, 3 mit 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem das 
Rechtsmittel zurückgenommen worden 
ist. 


1. unverände 


2. unveränder 


3. unveränder 


4. unveränder 


5. unveränder 


Nummer 6 entfällt 


Ausschusses 

t 


t 


t 

t 
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Deutscher Bundestcig 

Entwurf 
§ 146 

Hemmung der Verjährung 

Die Verjährung ist gehemmt, solange der An- 
spruch innerhalb der letzten sechs Monate der 
Verjährungsfrist wegen höherer Gewalt nicht 
verfolgt werden kann. 

§ 146 a 

Ablaufhemmung 

(1) Wird vor Ablauf der Verjährungsfrist 
die Festsetzung einer Abgabe angefochten, so 
verjähren Ansprüche aus dem Sachverhalt, der 
dem Rechtsmittelverfahren zugrunde liegt, nicht 
vor dem Ablauf von sechs Monaten, nachdem 
die Abgabenfestsetzung unanfechtbar gewor- 
den ist. 

(2) Wird vor Ablauf der Verjährungsfrist ein 
Steuermeßbescheid, ein Feststellungsbescheid, 
ein Zerlegungsbescheid, ein Zuteilungsbescheid 
oder ein Bescheid nach § 212 c angefochten, so 
verjähren Ansprüche aus dem Sachverhalt, der 
dem Rechtsmittelverfahren zugrunde liegt, nicht 
vor dem Ablauf eines Jahres, nachdem der an- 
gefochtene Bescheid unanfechtbar geworden ist. 
Ein Antrag nach den §§ 212 c, 387 Abs. 3 letzter 
Satz, § 390 dieses Gesetzes oder nach § 27 des 
Gewerbesteuergesetzes steht einer Anfechtung 
im Sinne des Satzes 1 gleich. In den Fällen des 
§ 35 b des Gewerbesteuergesetzes gilt Satz 1 
entsprechend. 

(3) Wird vor Ablauf der Verjährungsfrist mit 
einer Betriebsprüfung begonnen oder wird de- 
ren Beginn auf Antrag des Steuerpflichtigen hin- 
ausgeschoben, so verjähren die Ansprüche, auf 
die sich die Betriebsprüfung erstreckt oder im 
Falle der Hinausschiebung der Betriebsprüfung 
erstrecken sollte, nicht, bevor die aufgrund der 
Betriebsprüfung ergangenen Steuerbescheide 
unanfechtbar geworden sind oder dem Steuer- 
pflichtigen die Mitteilung zugegangen ist, daß 
eine Festsetzung unterbleibt. 

(4) Bei hinterzogenen Beträgen verjährt der 
Anspruch nicht, bevor die Strafverfolgung ver- 
jährt ist. 

§ 147 

Unterbrechung der Verjährung 

(1) Die Verjährung wird unterbrochen durch 
schriftliche Zahlungsaufforderung, durch Zah- 
lungsaufschub, durch Stundung, durch Aus- 
setzung der Vollziehung, durch Sicherheitslei- 
stung, durch eine Vollstreckungsmaßnahme, 
durch Vollstreckungsaufschub, durch Anmeldung 
im Konkurs und durch Ermittlungen des Finanz- 
amts über Wohnsitz oder Aufenthalt des Zah- 
lungspflichtigen. 


— 4. Wahlperiode 

Beschlüsse des 14. Ausschusses 
§ 146 

unverändert 


§ 146 a 

Ablaufhemmung 

(1) Wird vor Ablauf der Verjährungslrist 
die Festsetzung einer Abgabe angefochten, so 
verjähren Ansprüche aus dem Sachverhalt, der 
dem Verfahren über den Rechtsbehelf zugrunde 
liegt, nicht vor Ablauf von sechs Monaten, 
nachdem die Abgabenfestsetzung unanfechtbar 
geworden ist. 

(2) Wird vor Ablauf der Verjährungsfrist ein 
Steuermeßbescheid, ein Feststellungsbescheid, 
ein Zerlegungsbescheid, ein Zuteilungsbescheid 
oder ein Bescheid nach § 212 c angefochten, so 
verjähren Ansprüche aus dem Sachverhalt, der 
dem Verfahren über den Rechtsbehelf zugrunde 
liegt, nicht vor dem Ablauf eines Jahres, nach- 
dem der angefochtene Bescheid unanfechtbar 
geworden ist. Ein Antrag nach den §§ 212 c, 387 
Abs. 3 letzter Satz, § 390 dieses Gesetzes oder 
nach § 27 des Gewerbesteiiergesetzes steht einer 
Anfechtung im Sinne des Satzes 1 gleich. In den 
Fällen des § 35 b des Gewerbesteuergesetzes gilt 
Satz 1 entsprechend. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 

§ 147 

unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 14. Aus 


(2) Mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem 
die Unterbrechung endet, beginnt eine neue 
Verj ährung. 

(3) Die Verjährung wird nur in Höhe des Be- 
trages unterbrochen, auf den sich die Unter- 
brechungshandlung bezieht. 

§ 148 

Wirkung der Verjährung 

Durch die Vollendung der Verjährung erlischt 
der Anspruch mit seinen Nebenansprüdien. 

§ 149 

Verjährung gegenüber dem Haftenden 

Ist der Anspruch gegen den Abgabenpflichti- 
gen verjährt, so kann der neben dem Abgaben- 
pflichtigen Haftende nicht mehr in Anspruch ge- 
nommen werden, es sei denn, daß die Haftung 
ihm gegenüber durch Haftungsbescheid geltend 
gemacht worden ist oder daß ihm selbst eine 
Steuerhinterziehung oder eine Steuerhehlerei 
zur Last fällt." 


§ 148 

unverändert 


§ 149 

unverändert 


3. § 156 wird aufgehoben. 3. unverändert 

♦ 


4. § 158 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 4. unverändert 

„(2) § 150 Abs. 2 und § 154 gelten entspre- 
chend." 


5. Im Zweiten Abschnitt des Zweiten Teils wird Nummer 5 entfällt 
vor dem bisherigen Ersten Unterabschnitt der 
folgende neue Erste Unterabschnitt eingefügt: 

„Erster Unterabschnitt 
Auskunftverfahren 

§ 159 a 

Verbindliche Auskünfte 

(1) Bei Besitz- und Verkehrsteilern können 
die Finanzämter auf Antrag über die steuerliche 
Behandlung eines noch nicht verwirklichten 
Sachverhalts verbindliche Auskünfte nur nach 
den folgenden Bestimmungen erteilen. Dies 
gilt auch, soweit die Finanzämter als Hilfs- 
stellen der Oberfinanzdirektionen tätig werden. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, soweit die 
Finanzämter zur Erteilung von Auskünften im 
Lohnsteuerverfahren verpflichtet sind. 

§ 159 b 

Antrag 

(1) Der Antrag ist schriftlich bei dem Finanz- 
amt zu stellen, das bei Verwirklichung des Sach- 
verhalts für die Besteuerung zuständig werden 
würde. 


c h u s s e s 
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Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 

(2) Dem Antrag muß ein bestimmter Sach- 
verhalt zugrunde gelegt werden; Abwandlungen 
sind unzulässig. 

(3) Der Antragsteller hat darzulegen, daß er 
ein berechtigtes Interesse an der Auskunft hat 
und daß die Verwirklichung des Sachverhalts 
für ihn erhebliche steuerliche Auswirkungen 
haben könnte. 

(4) Der Antrag muß eine erschöpfende Dar- 
stellung des zur Beurteilung gestellten Sachver- 
halts und einen Vorschlag für die steuerliche Be- 
handlung des Sachverhalts enthalten. Dem An- 
trag ist eine Erklärung darüber beizufügen, oh 
der Antragsteller über den zur Beurteilung ge- 
stellten Sachverhalt bereits bei einem anderen 
Finanzamt eine verbindliche Auskunft beantragt 
hat. 


§ 159 c 

Ausschluß der Ermittlungspflicht 

Der Entscheidung über den Antrag wird der 
zur Beurteilung gestellte Sachverhalt zugrunde 
gelegt. Das Finanzamt ist nicht verpflichtet, Er- 
mittlungen vorzunehmen. 

§ 159 d 

Zurücknahme des Antrags 

Der Antrag kann bis zur Bekanntgabe der 
Entscheidung des Finanzamts zurückgenommen 
werden. 

§ 159 e 

Zurückweisung und Ablehnung des Antrags 

Weist das Finanzamt den Antrag zurück, weil 
dieser den Voraussetzungen der §§ 159 a und 
159 b nicht entspricht, oder lehnt es die Ertei- 
lung der beantragten Auskunft ab, so ist die 
Entscheidung zu begründen. Der Entscheidung 
ist eine Belehrung beizufügen, welches Rechts- 
mittel zulässig ist, binnen welcher Frist und bei 
welcher Behörde es einzulegen ist. 

§ 159 f 

Erteilung der Auskunft 

(1) Die Auskunft wird schriftlich erteilt und 
als verbindlich gekennzeichnet. 

(2) Die Auskunft muß enthalten: 

1. den der Auskunft zugrunde gelegten 
Sachverhalt; dabei kann auf das Vor- 
bringen des Antragstellers Bezug ge- 
nommen werden; 

2. die Entscheidung über den Antrag und 
die dafür maßgebenden Gründe; 

3. eine Angabe über den Umfang der 
durch die Auskunft eintretenden Bin- 
dung. 

(3) Der Auskunft ist eine Belehrung beizufü- 
gen, welches Rechtsmittel zulässig ist, binnen 
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Entwurf Beschlüsse des 14. Ausschusses 

welcher Frist und bei welcher Behörde es einzii- 
legen ist. 


§ 159 g 
Kostenpflicht 

(1) Für das Auskunftverfahren werden Ko~ 
sten (Gebühren und Auslagen) erhoben. Ko- 
stenschuldner ist der Antragsteller. 

(2) Die Gebühr wird nach dem Wert des Ge- 
genstands der Auskunft (Gegenstandswert) be- 
rechnet. Sie beträgt das Doppelte der vollen 
Gebühr nach § 10 Abs. 2 des Gerichtskosten- 
gesetzes. 

(3) Wird der Antrag zurückgenommen, so 
ermäßigt sich die Gebühr auf die Hälfte der 
vollen Gebühr nach § 10 Abs. 2 des Gerichts- 
kostengesetzes. Wird der Antrag abgelehnt, so 
kann von der Erhebung der Gebühr ganz oder 
teilweise abgesehen werden. 

(4) Für die Erhebung von Auslagen des 
Finanzamts gelten die Vorschriften der §§ 312 
und 313 sinngemäß. 

(5) Der Gegenstandswert ist in der Entschei- 
dung über den Antrag unter Berücksichtigung 
aller Umstände, insbesondere des Umfangs und 
der Bedeutung der Sache, nach billigem Ermes- 
sen zu bestimmen. 


§ 159 h 

Kostenvorschuß 

Das Finanzamt kann die Entscheidung über 
den Antrag von der Zahlung eines angemes- 
senen Kostenvorschusses abhängig machen. 


§ 159 i 

Kostenfestsetzung 


(1) Die Kosten werden von der Geschäfts- 
stelle des Finanzamts festgesetzt; sie werden 
zwei Wochen nach Bekanntgabe des Kosten- 
bescheides fällig. 

(2) Gegen den Kostenbescheid ist innerhalb 
zweier Wochen die Erinnerung an das Finanz- 
amt gegeben. Die Entscheidung des Finanzamts 
ist kostenfrei. 

(3) Gegen die Entscheidung des Finanzamts 
kann innerhalb zweier Wochen die Entschei- 
dung des Finanzgerichts angerufen werden. Das 
Finanzgericht entscheidet durch Beschluß. 

(4) Die Kosten werden vom Finanzamt erho- 
ben. 


§ 159 k 

Bindungswirkung 


(1) Die Auskunft ist für die Besteuerung bin- 
dend, wenn sich der später verwirklichte Sach- 
verhalt mit dem der Auskunft zugrunde geleg- 
ten Sachverhalt deckt. 
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(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Auskunft 
zuungunsten des Antragstellers dem geltenden 
Recht widerspricht. 

§ 159 1 

Außerkrafttreten, Zurücknahme der Auskunft 

(1) Die Auskunft tritt außer Kraft, wenn die 
Rechtsvorschriften, auf denen sie beruht, ge- 
ändert werden. 

(2) Das Finanzamt kann die Auskunft mit 
Wirkung für die Zukunft zurücknehmen oder 
ändern. 

(3) Es kann die Auskunft mit rückwirkender 
Kraft zurücknehmen oder ändern, wenn 

1. sie offensichtlich dem geltenden Recht 
zuwider erteilt worden ist; 

2. sie durch unlautere Mittel, wie Täu- 
schung, Zwang oder Bestechung, er- 
langt worden ist; 

3. der Antragsteller zustimmt." 

6. Der bisherige Erste Unterabschnitt des Zweiten Nummer 6 entfällt 
Abschnitts des Zweiten Teils wird Zweiter Un- 
terabschnitt; der bisherige Zweite Unterab- 
schnitt wird Dritter Unterabschnitt. 

7. In § 225 Satz 3 werden hinter den Worten 7. unverändert 
^ „verjährt ist" der Strichpunkt durch einen Punkt 

ersetzt und die Worte „im Sinne des § 145 
Abs. 1 gilt der Anspruch als mit der Beseitigung 
der Ungewißheit entstanden" gestrichen. 


8. Hinter § 229 wird der folgende § 230 eingefügt: Nummer 8 entfällt 

n§ 230 

Rechtsmittel gegen Entscheidungen 
im Auskunftverfahren 

(1) Gegen Entscheidungen des Finanzamts im 
Auskunftverfahren ist unmittelbar die Beru- 
fung an das Finanzgericht, gegen dessen Ent- 
scheidung die Rechtsbeschwerde an den Bundes- 
finanzhof gegeben. 

(2) § 159 c ist im Verfahren über das Rechts- 
mittel gegen eine Auskunft, deren Ablehnung 
oder Zurückweisung entsprechend anzuwen- 
den." 


9. § 325 erhält folgende Fassung; 9. unverändert 

♦ 

„§ 325 

Leistungen, die nach den Steuergesetzen ge- 
schuldet werden, können im Verwaltungsweg 
erzwungen werden. Zu diesem Zweck kann das 
Finanzamt die Vermögens- und Einkommens- 
verhältnisse des Vollstreckungsschuldners er- 
mitteln. Es hat dabei die gleichen Befugnisse 
wie im Steuerermittlungsverfahren." 


c h u s s e s 
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10. § 326 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Die Absätze 1, 2 und 5 werden gestrichen. 

b) Die Absätze 3 und 4 werden Absätze 1 und 2; 
in dem neuen Absatz 1 Satz 2 werden die 
Worte „das Zwangsverfahren" durch die 
Worte „die Zwangsvollstreckung" ersetzt. 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 an- 
gefügt: 

„(3) Soweit nichts anderes bestimmt ist, 
darf die Zwangsvollstreckung erst beginnen, 
wenn 

1. dem Vollstreckungsschuldner die 
Verfügung, durch die er zur Lei- 
stung aufgefordert wird (Lei- 
stungsgebot), bekanntgegeben 
und seit der Bekanntgabe minde- 
stens eine Woche verstrichen ist 
oder 

2. der Vollstreckungsschuldner eine 
von ihm aufgrund eines Steuer- 
gesetzes selbst errechnete und 
erklärte, angemeldete oder vor- 
angemeldete Leistung nicht bis 
zum Ablauf des Fälligkeitstages 
erbracht hat." 


11. § 328 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „durch 
Klage" durch die Worte „durch Klage vor 
den ordentlichen Gerichten" ersetzt. 


b) Die Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(2) Für die Einstellung der Zwangsvoll- 
streckung und die Aufhebung von Vollstrek- 
kungsmaßnahmen gelten die §§ 769 und 770 
der Zivilprozeßordnung. 

(3) Die Klage ist ausschließlich bei dem 
ordentlichen Gericht zu erheben, in dessen 
Bezirk gepfändet worden ist. Wird die Klage 
gegen den Bund oder ein Land und gegen 
den Vollstreckungsschuldner gerichtet, so 
sind sie Streitgenossen." 


12. § 330 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 326 Abs. 3 Nr. 1 gilt entsprechend." 

b) Absatz 2 Sätze 2 bis 4 werden gestrichen. 

c) In Absatz 3 wird die Angabe „§ 326 Abs. 3" 
durch die Angabe „§ 326 Abs. 1" ersetzt. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
10. unverändert 


11. § 328 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden das Wort „Pfän- 
dung" durch das Wort „Zwangsvollstreckung“ 

und die Worte „durch Klage" durch die 
Worte „durch Klage vor den ordentlichen 
Gerichten" ersetzt. 

b) Die Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fas- 
sung: 

(2) unverändert 


(3) Die Klage ist ausschließlich bei dem 
Gericht zu erheben, in dessen Bezirk die 
Zwangsvollstreckung erfolgt. Wird die Klage 
gegen den Bund oder ein Land und gegen 
den Vollstreckungsschuldner gerichtet, so 
sind sie Streitgenossen." 


12. unverändert 
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13. § 331 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 331 

V ollstreckungsersuchen 

(1) Soweit ein Finanzamt auf Ersuchen eines 
anderen Finanzamts die Pfändung und Verstei- 
gerung von Sachen oder die Zwangsvollstrek- 
kung in Forderungen und andere Vermögens- 
rechte ausführt, tritt es an die Stelle des ande- 
ren Finanzamts. Für die Vollstreckbarkeit des 
Anspruchs bleibt das ersuchende Finanzamt ver- 
antwortlich. 

(2) Hält sich das ersuchte Finanzamt für un- 
zuständig oder hält es die Handlung, um die es 
ersucht worden ist, für unzulässig, so teilt es 
seine Bedenken dem ersuchenden Finanzamt mit. 
Besteht dieses auf der Ausführung des Ersu- 
chens und lehnt das ersuchte Finanzamt die Aus- 
führung ab, so entscheidet die Aufsichtsbehörde 
des ersuchten Finanzamts." 

14. § 332 erhält folgende Fassung: 

„§ 332 

Offenbarungseid 

(1) Hat die Zwangsvollstreckung in das be- 
wegliche Vermögen des Vollstreckungsschuld- 
ners zu einer vollständigen Befriedigung nicht 
geführt oder ist anzunehmen, daß eine voll- 
ständige Befriedigung nicht zu erlangen sein 
wird, so hat der Vollstreckungsschuldner dem 
Finanzamt auf Verlangen ein Verzeichnis seines 
Vermögens vorzulegen und für seine Forde- 
rungen den Grund und die Beweismittel zu be- 
zeichnen. Aus dem Vermögensverzeichnis müs- 
sen auch ersichtlich sein: 

1. die im letzten Jahre vor dem ersten 
zur Eidesleistung anberaumten Ter- 
min vorgenommenen entgeltlichen 
Veräußerungen des Vollstreckungs- 
schuldners an seinen Ehegatten, vor 
oder während der Ehe, an seine oder 
seines Ehegatten Verwandte in auf- 
oder absteigender Linie, an seine oder 
seines Ehegatten voll- oder halbbürti- 
gen Geschwister oder an den Ehegat- 
ten einer dieser Personen; 

2. die im letzten Jahre vor dem ersten 
zur Eidesleistung anberaumten Ter- 
min von dem Vollstreckungsschuldner 
vorgenommenen unentgeltlichen Ver- 
fügungen, sofern sie nicht gebräuch- 
liche Gelegenheitsgeschenke zum Ge- 
genstand hatten; 

3. die in den letzten zwei Jahren vor 
dem ersten zur Eidesleistung anbe- 
raumten Termin von dem Vollstrek- 
kungsschuldner vorgenommenen un- 
entgeltlichen Verfügungen zugunsten 
seines Ehegatten. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
13. unverändert 


14. § 332 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 332 

Offenbarungseid 
(1) unverändert 
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(2) Der Vollstredcungsschuldner hat den 
Offenbarungseid dahin zu leisten, daß er die 
von ihm verlangten Angaben nach bestem Wis- 
sen und Gewissen richtig und vollständig ge- 
macht habe. Das Finanzamt kann von der Ab- 
nahme des Eides absehen. 

(3) Ein Vollstreckungsschuldner, der den in 
dieser Vorschrift oder den in § 807 der Zivil- 
prozeßordnung bezeichneten Offenbarungseid 
geleistet hat und dessen Eidesleistung in dem 
Schuldnerverzeichnis (§ 915 der Zivilprozeßord- 
nung) noch nicht gelöscht worden ist, ist in den 
ersten drei Jahren nach der Eidesleistung zur 
nochmaligen Leistung des Offenbarungseides 
nur verpflichtet, wenn anzunehmen ist, daß er 
später Vermögen erworben hat oder daß ein 
bisher bestehendes Arbeitsverhältnis mit ihm 
aufgelöst worden ist. 


(4) Das Finanzamt nimmt den Offenbarungs- 
eid selbst ab, wenn der Vollstreckungsschuldner 
zur Eidesleistung bereit ist. Nach der Eides- 
leistung hat das Finanzamt dem Amtsgericht 
Namen, Vornamen, Geburtstag, Beruf und An- 
schrift des Vollstreckungsschuldners sowie den 
Tag der Eidesleistung zur Aufnahme in das 
Schuldnerverzeichnis mitzuteilen und eine be- 
glaubigte Abschrift des Vermögensverzeich- 
nisses zu übersenden. § 915 Abs. 2 bis 4 der 
Zivilprozeßordnung ist anzuwenden. 

(5) Ist der Vollstreckungsschuldner ohne aus- 
reichende Entschuldigung in dem zur Leistung 
des Offenbarungseides anberaumten Termin vor 
dem Finanzamt nicht erschienen oder verwei- 
gert er die Vorlegung des Vermögensverzeich- 
nisses oder die Leistung des Offenbarungseides, 
so kann das Finanzamt das zuständige Amts- 
gericht um die Abnahme des Offenbarungseides 
ersuchen. Die §§ 899, 900 Abs. 1 und 3, §§ 901 
und 902, 904 bis 910, 913 bis 915 der Zivilpro- 
zeßordnung sind sinngemäß anzuwenden. Das 
Amtsgericht hat nicht zu prüfen, ob der Voll- 
streckungsschuldner zur Leistung des Offenba- 
rungseides verpflichtet ist. Es kann jedoch die 
Anordnung der Haft aussetzen, bis über eine Be- 
schwerde des Vollstreckungsschuldners gegen 
die Verfügung, mit der das Finanzamt die Lei- 
stung des Offenbarungseides angeordnet hat, 
rechtskräftig entschieden worden ist. 

(6) Lehnt das Amtsgericht das Ersuchen des 
Finanzamts ab, den Offenbarungseid abzuneh- 
men oder die Haft anzuordnen, so ist die so- 
fortige Beschwerde nach der Zivilprozeßordnung 
gegeben." 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
(2) unverändert 


(3) Ein Vollstreckungsschuldner, der den in 
dieser Vorschrift oder den in § 807 der Zivil- 
prozeßordnung bezeichneten Offenbarungseid 
geleistet hat und dessen Eidesleistung in dem 
Schuldnerverzeichnis (§915 der Zivilprozeßord- 
nung) noch nicht gelöscht worden ist, ist in den 
ersten drei Jahren nach der Eidesleistung zur 
nochmaligen Leistung des Offenbarungseides 
nur verpflichtet, wenn anzunehmen ist, daß er 
später Vermögen erworben hat oder daß ein 
bisher bestehendes Arbeitsverhältnis mit ihm 
aufgelöst worden ist. Das Finanzamt hat von 
Amts wegen festzustellen, ob im Schuldnerver- 
zeichnis eine Eintragung darüber besteht, daß 
der Vollstreckungsschuldner innerhalb der letz- 
ten drei Jahre den Olfenbarungseid geleistet 
hat oder daß gegen ihn die Haft zur Erzwingung 
der Eidesleistung angeordnet ist. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 
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15. § 333 erhält folgende Fassung; 15. unverändert 

♦ 

„§ 333 

Unbilligkeit der Zwangsvollstreckung 
Soweit im Einzelfall die Zwangsvollstreckung 


unbillig ist, kann das Finanzamt sie einstweilen 
einstellen oder beschränken oder eine Voll- 
streckungsmaßnahme aufheb en." 


16, § 334 erhält folgende Fassung; 

♦ 

,§ 334 

Vollziehungsbeamte 

(1) Das Finanzamt führt die Zwangsvollstrek- 
kung in bewegliche Sachen durch Vollziehungs- 
beamte aus, 

(2) Dem Vollstreckungsschuldner und Dritten 
gegenüber wird der Vollziehungsbeamte zur 
Zwangsvollstreckung durch schriftlichen Auftrag 
des Finanzamts ermächtigt; der Auftrag ist vor- 
zuzeigen," 


16. unverändert 


16a. Hinter § 334 wird folgender § 334 a eingefügt: 

♦ 

rr§ 334 a 

Angabe des Schuldgrundes 

Im Vollstreckungsauftrag oder in der Pfän- 
dungsverfügung ist für die beizutreibenden 
Geldbeträge der Schuldgrund anzugeben. Hat 
das Finanzamt den Vollstreckungsschuldner 
durch Kontoauszüge über Entstehung, Fällig- 
keit und Tilgung seiner Schulden fortlaufend 
unterrichtet, so genügt es, wenn das Finanzamt 
die Art der Abgabe und die Höhe des beizutrei- 
benden Betrages angibt und auf den Konto- 
auszug Bezug nimmt, der den Rückstand aus- 
weist." 


17. In § 340 wird das Wort „übergebene" durch die 17. unverändert 
^ Worte „zu übergebenden" ersetzt. 


18. § 346 Abs. 2 erhält folgende Fassung: Nummer 18 entfällt 

„(2) Eine Klage ist ausschließlich bei dem 
ordentlichen Gericht zu erheben, in dessen Be- 
zirk gepfändet worden ist. Wird die Klage 
gegen den Bund oder ein Land und gegen den 
Voll Streckungsschuldner gerichtet, so sind sie 
Streitgenossen." 


19. ln § 348 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „des Nummer 19 entfällt 
Reichs" gestrichen. 
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20. § 350 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 350 

Unpfändbarkeit von Sachen 

Die §§ 811 bis 812 und 813 Abs. 1 bis 3 der 
Zivilprozeßordnung sowie die Beschränkungen 
und Verbote, die nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften für die Pfändung von Sachen be- 
stehen, gelten entsprechend. An die Stelle des 
Vollstreckungsgerichts tritt das Finanzamt.“ 

21. § 351 Satz 2 wird gestrichen. 

♦ 


22. Nach § 351 wird folgende Vorschrift eingefügt; 

♦ 

„§ 351 a 

Aussetzung der Verwertung 

Das Finanzamt kann die Verwertung gepfän- 
deter Sachen unter Anordnung von Zahlungs- 
fristen zeitweilig aussetzen, wenn die alsbaldige 
Verwertung unbillig wäre.“ 

23. § 353 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 353 

Versteigerung 

Bei der Versteigerung ist nach § 1239 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
und nach § 817 Abs. 1 bis 3 der Zivilprozeß- 
ordnung zu verfahren.“ 


24. § 354 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 354 
Zuschlag 

(1) Der Zuschlag darf nur auf ein Gebot er- 
teilt werden, das mindestens die Hälfte des ge- 
wöhnlichen Verkaufswertes der Sache erreicht 
(Mindestgebot). Der gewöhnliche Verkaufswert 
und das Mindestgebot sollen bei dem Ausbieten 
bekanntgegeben werden. 

(2) Wird der Zuschlag nicht erteilt, weil ein 
das Mindestgebot erreichendes Gebot nicht ab- 
gegeben worden ist, so bleibt das Pfandrecht 
bestehen. Das Finanzamt kann jederzeit einen 
neuen Versteigerungstermin bestimmen oder 
eine anderweitige Verwertung der gepfändeten 
Sachen nach § 358 anordnen. Wird die ander- 
weitige Verwertung angeordnet, so gilt Ab- 
satz 1 entsprechend. 

(3) Gold- und Silbersachen dürfen auch nicht 
unter ihrem Gold- oder Silberwert zugeschlagen 
werden. Wird ein den Zuschlag gestattendes 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
20. unverändert 


21. unverändert 


22. unverändert 


23. unverändert 


24. unverändert 
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Gebot nicht abgegeben, so können die Sachen 
auf Anordnung des Finanzamts aus freier Hand 
verkauft werden. Der Verkaufspreis darf den 
Gold- oder Silberwert und die Hälfte des 
gewöhnlichen Verkaufswertes nicht unter- 
schreiten." 

25. Nach § 354 wird folgende Vorschrift eingefügt: 25. unverändert 

♦ 

„§ 354 a 

Einstellung der Versteigerung 

(1) Die Versteigerung wird eingestellt, so- 
bald der Erlös zur Deckung der beizutreibenden 
Beträge einschließlich der Kosten der Zwangs- 
vollstreckung ausreicht. 

(2) Die Empfangnahme des Erlöses durch den 
versteigernden Beamten gilt als Zahlung des 
Vollstreckungsschuldners, es sei denn, daß der 
Erlös hinterlegt wird (§ 360 Abs. 4)." 

26. In § 361 Sätze 2 und 3 wird das Wort „Ver- 26. unverändert 

^ fügung" jeweils durch das Wort „Pfändungs- 
verfügung" ersetzt. 

27. § 362 wird wie folgt geändert: 27. unverändert 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Zur Pfändung einer Forderung, für 
die eine Hypothek besteht, ist außer der 
Pfändungsverfügung die Aushändigung des 
Hypothekenbriefes an das Finanzamt erfor- 
derlich, Die Übergabe gilt als erfolgt, wenn 
der Vollziehungsbeamte den Brief weg- 
nimmt. Ist die Erteilung des Hypotheken- 
briefes ausgeschlossen, so muß die Pfändung 
in das Grundbuch eingetragen werden; die 
Eintragung erfolgt aufgrund der Pfändungs- 
verfügung auf Ersuchen des Finanzamts." 

b) In Absatz 2 werden die Worte „der Pfän- 
dungsbeschluß" durch die Worte „die Pfän- 
dungsverfügung" ersetzt. 

28. § 365 wird wie folgt geändert: 28. unverändert 

♦ 

a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „ihm 
die Vollstreckungsbehörde" durch die Worte 
„es ihm" ersetzt. 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Das Finanzamt nimmt den Offen- 
barungseid selbst ab, wenn der Voll- 
streckungsschuldner zur Eidesleistung bereit 
ist. Das Finanzamt kann die Eidesnorm der 
Lage der Sache entsprechend ändern. Ist der 
Vollstreckungsschuldner ohne ausreichende 
Entschuldigung in dem zur Leistung des 
Offenbarungseides anberaumten Termin vor 
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dem Finanzamt nicht erschienen oder ver- 
weigert er die Leistung des Offenbarungs- 
eides, so kann das Finanzamt das zuständige 
Amtsgericht um die Abnahme des Offen- 
barungseides ersuchen. §§ 899, 900 Abs. 1 
und 3, §§ 901 und 902, 904 bis 910, 913 der 
Zivilprozeßordnung sowie § 332 Abs. 5 
Sätze 3 und 4 und Abs. 6 sind sinngemäß 
anzuwenden." 


29. § 366 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „in 
§ 361 bezeichneten Verfügung" durch das 
Wort „Pfändungsverfügung" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „den 
Pfändungsbeschluß" durch die Worte „die 
Pfändungsverfügung" ersetzt. 


30. § 372 wird wie folgt geändert: 

aj In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte „von 
ihm verwalteten" gestrichen, 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Zwangsversteigerung oder 
Zwangsverwaltung einer Kleinsiedlung 
(Ackernahrung, landwirtschaftliche Neben- 
erwerbsstelle, Kleinwohnung), die der Voll- 
streckungsschuldner bewohnt, ist nur mit 
seiner Zustimmung zulässig." 


31. § 375 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 werden die Worte „die Voll- 
streckungsbehörde" durch die Worte „das 
Finanzamt" und das Wort „sie" durch das 
Wort „es" ersetzt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Wenn es dazu des Besitzes von 
Sachen bedarf, kann das Finanzamt die 
Sachen durch den Vollziehungsbeamten weg- 
nehmen lassen oder sich nach § 348 Abs. 4, 
§ 368 Abs. 2 Satz 1 in den Besitz der Sachen 
setzen. Das Finanzamt kann die Sachen 
hinterlegen oder als Sicherheit behalten." 


32. § 376 wird aufgehoben. 

♦ 


33. § 377 wird aufgehoben. 

♦ 


34, § 378 Abs. 1 Satz 4 wird gestrichen. 


Beschlüsse des 14. Aus s c h u s s e s 


29. unverändert 


Nummer 30 entfällt 


31. u n v e r ä n d e 1 1 


32. u n V e r ä n d e r t 


33. unverändert 


Nummer 34 entfällt 
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35. § 379 erhält folgende Fassung: Nummer 35 entfällt 

„§ 379 

Persönlicher Sicherheitsarresl 

(1) Auf Antrag des Finanzamts ordnet das 
Amtsgericht einen persönlichen Sicherheits- 
arrest an, wenn, er erforderlich ist, um die ge- 
fährdete Zwangsvollstreckung in das Vermögen 
des Pflichtigen zu sichern. Zuständig ist das 
Amtsgericht, in dessen Bezirk das Finanzamt 
seinen Sitz hat oder sich der Pflichtige befindet. 

(2) ln dem Antrag hat das Finanzamt den 
Anspruch nach Art und Höhe sowie die Tat- 
sachen anzugeben, die den Arrestgrund ergeben. 

(3) Für Anordnung, Vollziehung und Auf- 
hebung des Arrestes gelten § 921 Abs. 1, §§ 922 
bis 925, 927, 929, 933, 934 Abs. 1, 3 und 4 der 
Zivilprozeßordnung entsprechend. 

(4) Für Zustellungen gelten die Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung." 


36. § 380 wird aufgehoben. Nummer 36 entfällt 

37. In § 381 Satz 1 werden die Angabe „376", der 37, u n v e r ä n d e r t 

^ nachfolgende Beistrich sowie die Worte „durch 

die Vollstreckungsbehörde" gestrichen. 

38. Es werden ersetzt 38. unverändert 

♦ 

a) in § 152 Abs. 1 die Worte „das Zwangsver- 
fahren" durch die Worte „die Zwangsvoll- 
streckung" und das Wort „es" durch das 
Wort „sie"; 

b) in § 329 Satz 1 die Worte „das Zwangsver- 
fahren" durch die Worte „die Zwangsvoll- 
streckung" ; 

c) in § 327 Abs. 2 Satz 2 die Worte „dem 
Zwangsverfahren" und in § 328 Abs. 1 Satz 2 
und § 330 Abs. 2 Satz 1 die Worte „des 
Zwangsverfahrens" jeweils durch die Worte 
„der Zwangsvollstreckung"; 

d) in §§ 339, 351 Satz 3, §§ 357, 358, 361 Satz 1, 

§ 367 Satz 1, § 368 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 

Satz 1, § 371 Abs. 4 und 5, § 372 Abs. 1 Satz 2 
und § 378 Abs. 2 die Worte „die Voll- 
streckungsbehörde" jeweils durch die Worte 
„das Finanzamt"; 

e) in § 337 Abs. 1, § 351 Satz 1, § 352 Abs. 2 

Satz 2, § 375 Abs. 3 und § 381 Satz 2 die 

Worte „der Vollstreckungsbehörde" jeweils 
durch die Worte „des Finanzamts"; 

f) in §§ 336, 342 Abs. 1 Satz 1, § 345 Abs. 1 
und 2, § 348 Abs. 3, § 352 Abs. 1, § 359 Abs. 1 
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Satz 3, § 361 Sätze 1 und 4, § 364 Abs. 2 
Satz 1, § 365 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 1 
und Abs. 3, § 368 Abs. 3 Satz 3, § 371 Abs. 2 
und § 375 Abs. 1 das Wort „Schuldner" je- 
weils durch das Wort „Vollstreckungs- 
schuldner"; 

g) in § 335 Abs. 1, §§ 336, 348 Abs. 1 und 2, 

§ 351 Satz 4, §§ 357, 358, 365 Abs. 1 Satz 1 
und Abs. 5, § 368 Abs. 3 Satz 2 und § 375 
Abs. 3 die Worte „des Schuldners" jeweils 
durch die Worte „des Vollstreckungsschuld- 
ners". 


Artikel2 Artikel2 

Änderung des Gesetzes zur Durchführung entfällt 

der Verordnung Nr. 19 (Getreide) des Rates 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

§10 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes zur Durchführung 
der Verordnung Nr. 19 (Getreide) des Rates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 26. Juli 

1962 (Bundesgesetzbl. I S. 455), geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Durchführung 
der Verordnung Nr. 19 (Getreide) des Rates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 19. Juli 

1963 (Bundesgesetzbl. I S. 493), erhält folgende Fas- 
sung: 

„§ 146 a Abs. 2 Satz 1 der Reichsabgabenord- 
nung gilt entsprechend." 


Artikels Artikels 

Änderung des Gesetzes unverändert 

über die Kosten der Zwangsvollstreckung 
nach der Reichsabgabenordnung 

Das Gesetz über die Kosten der Zwangsvoll- 
streckung nach der Reichsabgabenordnung vom 
12. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 429) wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 5 Nr. 2 werden die Worte 

„des § 812 der Zivilprozeßordnung und des § 19 
der Verordnung über Maßnahmen auf dem Ge- 
biete der Zwangsvollstreckung vom 26. Mai 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 302) in der Fassung des Ar- 
tikels 2 Nr. 2 des Gesetzes zur Änderung von 
Vorschriften über die Zwangsvollstreckung vom 
24. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1070)" 

durch die Worte 

„der §§ 812, 851 b Abs. 1 der Zivilprozef^ordnung" 

(usctzt. 


2. ln § 4 Abs. 1 werden hinter der Angabe „375" 
der Beistrich und die Angabe „376" gestrichen. 
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Artikel 4 

Änderung der Zivilprozeßordnung 

Die Zivilprozeßordnung in der Fassung vom 
12. September 1950 (BandesgesetzbL S. 533), zuletzt 
geändert durch das Familienrechtsänderungsgesetz 
vom 11. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1221), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 903 werden die Worte „in § 807 erwähnten 
Offenbarungseid" durch die Worte „in § 807 die- 
ses Gesetzes oder in § 332 der Reichsabgabenord- 
nung bezeichneten Offenbarungseid" ersetzt. 

2. Hinter § 915 Abs. 1 Satz 1 wird der Punkt durch 
einen Strichpunkt ersetzt und der folgende Halb- 
satz eingefügt: 

„in dieses Verzeichnis sind auch die Personen 
aufzunehmen, die einen Offenbarungseid nach 
§ 332 der Reichsabgabenordnung geleistet haben." 


Artikel 5 

Aufhebung von Vorschriften 

Die in Artikel 5 des Gesetzes über Maßnahmen 
auf dem Gebiete der Zwangsvollstreckung vom 
20. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 952) aufge- 
führten Vorschriften treten, soweit sie noch nicht 
gegenstandslos geworden sind, außer Kraft. 


Artikel 6 

Übergangsvorschriften 

(1) Die Vorschriften des Artikels 1 Nr. 2 und 7 
sind erstmals auf Abgabenansprüche anzuwenden, 
die mit Ablauf des Kalenderjahres 1964 oder später 
entstehen. Sie sind jedoch auch auf Abgaben- 
ansprüche im Sinne des § 3 Abs. 5 Nr. 1 Buchstabe b, 
Nr. 3 Buchstabe a und Nr. 4 des Steueranpassungs- 
gesetzes anzuwenden, die während des Kalender- 
jahres 1964 entstanden sind. 

(2) Für die Verjährung von Abgabenansprüchen, 
die nicht unter Absatz 1 fallen, gelten die §§ 143 
bis 149, 225 der Reichsabgabenordnung in der frühe- 
ren Fassung, soweit sich aus Absatz 3 nichts anderes 
ergibt. 

(3) Vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an wird 
die Verjährung der in Absatz 2 bezeichneten Ab- 
gabenansprüche nur nach den §§ 146, 146 a und 147 
der Reirhsabgabenordnung in der Fassung des Ar- 
tikels 1 Nr. 2 dieses Gesetzes gehemmt oder unter- 
brochen, jedodi bleiben frühere UnterbrechungS' 


B (' s c h 1 ü s s e d e s 14. A u s s c h u s s (' s 
Artikel 4 

Änderung der Zivilprozeßordnung 

Die Zivilprozeßordnung wird wie folgt geändert: 


1. unverändert 


2. unverändert 


Artikel 5 
unverändert 


Artikel 6 

übergangsvorscbriften 

(1) Die Vorschriften des Artikels 1 Nr. 2 und 7 
sind erstmals auf Abgabenansprüche anzuwenden, 
die mit Ablauf des Kalenderjahres 1965 oder später 
entstehen. Sie sind jedoch auch auf Abgaben- 
ansprüche im Sinne des § 3 Abs. 5 Nr. 1 Buchstabe b, 
Nr. 3 Buchstabe a und Nr. 4 des Steueranpassungs- 
gesetzes anzuwenden, die während des Kalender- 
jahres 1965 entstanden sind. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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handlungen wirksam. Für Leistungen, die nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes zur Befriedigung oder 
Sicherung eines verjährten Abgabenanspruches er- 
bracht werden, gilt § 148 Satz 2 der Reichsabgaben- 
ordnung in der früheren Fassung nicht mehr. 

(4) Die Aufhebung des § 156 der Reichsabgaben- 
ordnung durch Artikel 1 Nr. 3 dieses Gesetzes gilt 
erstmals für Zahlungen, die nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes zur Tilgung eines erloschenen Er- 
stattungsanspruches geleistet worden sind. 

(5) Ist eine bestimmte Vollstreckungsmaßnahme 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnen 
worden, so wird sie nach dem bisher geltenden Recht 
zu Ende geführt, soweit nicht in den folgenden Ab- 
sätzen etwas anderes bestimmt ist. 

(6) Die Aussetzung der Verwertung gepfändeter 
Sachen richtet sich nach § 351 a der Reichsabgaben- 
ordnung. 

(7) Auf das Verfahren zur Leistung des Offen- 
barungseides findet §332 der Reichsabgabenordnung 
Anwendung. Die Leistung des Offenbarungseides 
nach § 325 der Reichsabgabenordnung in der bis- 
herigen Fassung steht der nochmaligen Leistung des 
Offenbarungseides nicht entgegen, auch wenn seit- 
her noch nicht drei Jahre verstrichen sind. Dasselbe 
gilt für die nach dem bisherigen Recht abgegebene 
Versicherung zur Abwendung des Offenbarungs- 
eides. 


Artikel 7 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 


Artikel 8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des zweiten 
auf die Verkündung folgenden Kalendermonats in 
Kraft. 


B e s c h 1 ü s s e d v s 14. Aus s c h u s s e s 


(4) unverändert 

(5) unverändert 

(6) unverändert 

(7) u n v e r ä n d e 1 l 


Artikel 7 
unverändert 


Artikel 8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1, Januar 1966 in Kraft. 
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